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„Integration vollzieht sich in erster Linie in den Kommunen.“ So steht es im
Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung, und so lautet auch das Credo
der Integrationskonzepte verschiedener europ�ischer Metropolen. Schließlich
streben die meisten Zuwanderer in die St�dte, die mit der zunehmenden kul-
turellen Heterogenit�t ihrer Einwohner konfrontiert werden und die Zuwan-
derer sozial, �konomisch und auch politisch integrieren m�ssen. Dabei haben
Demokratien den Anspruch, aus Personen, die ihrem Recht unterworfen sind,
mittelfristig politisch mitbestimmende B�rger zu machen, deren Interessen
gleichberechtigt Beachtung finden – auch solche, die sich aus der kulturellen
Identit�t speisen.

Nach der inhaltlichen Ausrichtung der auf diese Ziele gerichteten Politik auf
lokaler Ebene fragte eine vergleichende Untersuchung im Rahmen des DFG-
Projekts „Integration als Herausforderung: Kulturelle Heterogenit�t und de-
mokratische Politik in westeurop�ischen Metropolen“. Untersucht wurden
im Zeitraum von 1995 bis 2007 die St�dte Berlin, Br�ssel und Barcelona.
Grundlage des Vergleichs waren zum einen die Analyse relevanter Text-
dokumente und zum anderen Interviews mit st�dtischen Akteuren in diesem
Politikfeld. Unter politischer Integration wurde dabei in einem umfassenden
Verst�ndnis nicht nur die Erteilung von (Wahl-)Rechten und die Er-
m�glichung gleichberechtigter Teilhabe an den demokratischen Entschei-
dungsprozessen verstanden, sondern auch �ffentliche Anerkennung der kul-
turellen Identit�t im B�rgerverband und im �ffentlichen Raum. Der B�rger-
status – und damit ein zentraler Aspekt politischer Integration – wird
allerdings nicht durch Kommunen bestimmt, sondern h�ngt maßgeblich von
B�rgerschafts- und Integrationsregelungen auf nationaler Ebene ab.

Diese nationalen (B�rgerschafts-)Modelle folgen unterschiedlichen Para-
digmen bei der Integration von Zuwanderern. Das exklusive Modell definiert
Nation und B�rgerschaft auf vorwiegend ethnischer und kultureller Grund-
lage und erschwert einen Beitritt als B�rger extrem. Dieses Modell wird im-
mer seltener. Es �berwiegen heute zwei andere Modelle: das universalistische
Modell, das die Nation politisch begreift und einen Beitritt grunds�tzlich zu-
l�sst, wenn das politische Zugeh�rigkeitsgef�hl bezeugt wird. Der Ausdruck
kultureller Identit�t wird dabei aber in die private Sph�re verwiesen. Dagegen
begreift das pluralistische Modell die Nation und den B�rger zwar ebenfalls
politisch und erwartet auch bei kultureller Heterogenit�t keine Anpassung an
ein Leitbild. Im Gegensatz zum universalistischen Modell wird hier jedoch
kulturelle Vielfalt in der �ffentlichen Sph�re verankert; kulturelle Gruppen
werden als Gruppen mit Rechten ausgestattet. Diese Modelle spiegeln ein
unterschiedliches Gleichheitsverst�ndnis der B�rger wider, das sich danach
unterscheidet, wie deren kulturelle Identit�t im �ffentlichen Raum behandelt
wird.

Es stellte sich nun die Frage, ob kommunale Politik und die dabei ver-
wendeten Instrumente und Maßnahmen ebenfalls solchen distinkten nationa-
len Integrationsparadigmen folgen oder ob auf der lokalen Ebene Instrumente
zur Verbesserung der politischen Integration verwendet werden, die an unter-
schiedlichen Leitbildern orientiert sind. Bildet sich aufgrund lokaler Pro-
blemlagen ein stadtspezifisches Profil innerhalb der Integrationspolitik he-
raus? Haben die kommunalen Akteure �berhaupt den Spielraum, dem hohen
Anspruch des lokalen Integrations-Credos zu gen�gen?

Die Instrumente lokaler Integrationspolitik lassen sich nach gesellschaftlichen
Dimensionen einteilen, die jeweils auf die Integration der neuen B�rger in den
Staat, die Nation oder den Markt gerichtet sind. In einer legal-politischen Di-
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Summary

Integration policies in Barcelona,
Brussels and Berlin

The rise of cultural heterogeneity in
European cities is a major chal-
lenge for local politics. The integra-
tion policies of Barcelona, Brussels
and Berlin are influenced by the
specific division of authority be-
tween the national and local level,
but also partly by conflicts along
pre-existing cultural cleavages.
Within certain limits, local actors
try to follow their own strategies,
especially on the cultural and so-
cio-economic level. Despite the dif-
ferent institutional contexts, a new
paradigm of integration can be
identified in the three cities which
is neither purely universalistic nor
completely pluralistic.



mension (Staat) geht es darum, den kulturell heterogenen B�rgern M�glich-
keiten zu er�ffnen, an Willensbildungs- und Entscheidungsprozessen teilzu-
nehmen, damit deren politische Partizipation gew�hrleistet ist. Sowohl kon-
krete Einb�rgerungsmaßnahmen als auch die Gestaltung des Wahlrechts in
der Kommune k�nnen dazu beitragen. Um auch jene mit einzubeziehen, die
nicht diese Rechte haben, k�nnen spezifische Institutionen wie Beratungs-
gremien geschaffen werden. Die st�dtische F�rderung von Vereinen ist dem
Austausch und der Meinungsbildung in der jeweiligen Gruppe und zwischen
den Gruppen f�rderlich. Die Einbindung und Beteiligung aller B�rger unge-
achtet ihrer kulturellen Identit�t an den st�dtischen Gremien und s�mtlichen
Formen der Willensbildung kann erweitert werden.

In einer kulturell-religi�sen Dimension (Nation) geht es in erster Linie darum,
die kulturellen und religi�sen Ausdrucksformen der Zuwanderer gegebenen-
falls auch im �ffentlichen Raum zuzulassen. Dies geschieht etwa durch eige-
nen Religionsunterricht, eine Regelung des Umgangs mit religi�sen Sym-
bolen, die F�rderung religi�ser Vereine und spezifische Foren zur Kom-
munikation zwischen religi�sen Gruppen und den st�dtischen Verwaltungen.

Bezogen auf den �ffentlichen Raum bedeutet eine Integration in der sozio-
�konomischen Dimension (Markt) vor allem, dass im Bildungssystem, der
Verwaltung und der lokalen Sozialpolitik Respekt vor unterschiedlichen Kul-
turen gef�rdert und gegebenenfalls Exklusion entgegengesteuert wird. Es geht
hier um solche �ffentlichen Bereiche, in denen der B�rger und die st�dtische
Verwaltung miteinander in Kontakt treten und die kulturelle Identit�t der
B�rger Beachtung finden soll. Dies geschieht beispielsweise durch die Aner-
kennung anderer Sprachen in �ffentlichen Institutionen und durch die F�rde-
rung ethnisch-kultureller Vielfalt in der �ffentlichen Verwaltung (Inter-
kulturalisierung).

Die drei untersuchten St�dte sind in jeweils unterschiedlichem Maße durch
zwei zentrale Eigenschaften gekennzeichnet: Barcelona und Br�ssel sind im
Gegensatz zu Berlin von historisch gewachsenen, kulturell-sprachlichen Kon-
flikten zwischen einheimischen Gruppen gepr�gt. Sprache hat hier eine be-
sondere Bedeutung f�r die jeweilige Identit�t (spanisch vs. katalanisch bzw.
fl�misch vs. franz�sisch). Kulturelle Aspekte k�nnten deshalb einen h�heren
Stellenwert im politischen Diskurs haben – auch in Bezug auf Zuwanderung.
Im Gegensatz zu Barcelona sind Berlin und Br�ssel subnationale Einheiten
(Bundesland bzw. Region), politische Akteure verf�gen daher �ber erheblich
gr�ßere Kompetenzen in vielen Politikfeldern, die f�r die politische Bearbei-
tung kultureller Fragen relevant sind.

St�dtische und zivilgesellschaftliche Akteure der drei untersuchten St�dte ha-
ben, unabh�ngig von den jeweiligen Vorgaben nationaler Politik, unterschied-
liche Sichtweisen auf Integrationsfragen. Akteure in Berlin sehen Integration
gekennzeichnet von politischen wie sozialen Integrationsdefiziten. Barcelona
hat zwar konkrete Eingliederungsprobleme aufgrund des in k�rzester Zeit an-
gestiegenen Anteils von Migranten, sieht die Frage der Integration aber vor
allem im Lichte der Sprachpolitik – der Konflikt zwischen Katalanen und dem
spanischen Zentralstaat �bertr�gt sich auf die Integrationspolitik. Auch in
Br�ssel begreifen die beiden institutionell verfassten fl�misch- und franz�-
sischsprachigen Volksgruppen die Integrationspolitik als M�glichkeit, die ei-
gene Machtposition und den Stellenwert gerade der eigenen Sprache auf st�d-
tischer Ebene zu festigen.

Integrationsdimension politische Partizipation

Besonders in der Dimension der politischen Partizipation unterschieden sich
die Problemwahrnehmung und die Politik der drei St�dte erheblich, bedingt
durch die nationale Einb�rgerungs- und Wahlrechtsgesetzgebung. So wurde
von den Akteuren in Br�ssel nach weitgehenden Liberalisierungen des Einb�r-
gerungsrechts und der Einf�hrung kommunaler Wahlrechte f�r Nicht-Staats-
b�rger ein Problem der politischen Partizipation auf lokaler Ebene nicht mehr
wahrgenommen. Migranten seien in Partizipationsstrukturen hinreichend
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einbezogen, die allen B�rgern offen stehen; deswegen seien spezifische Maß-
nahmen nicht notwendig.

Aufgrund restriktiver nationaler Vorgaben gab es weder in Barcelona noch in
Berlin (zumindest bis zum Jahr 2000) vergleichbare politische Mit-
wirkungsrechte. Deshalb verfolgten die lokaler Akteure dieser St�dte al-
ternative Partizipationsstrategien. So wurden spezielle Beir�te eingerichtet
und die spezifische Vereinsf�rderung sowie deren Einbindung auf ver-
schiedenen st�dtischen Ebenen und Politikfeldern verst�rkt. Besonders aus-
gepr�gt war diese Strategie in Berlin. Dabei wurde zunehmend versucht, kon-
krete Maßnahmen �bergreifend f�r unterschiedliche ethnische Gruppen zu
gestalten und nicht auf einzelne Gruppen auszurichten.

Integrationsdimension Religion

In allen drei St�dten dominierte die Frage einer gleichberechtigten �ffentli-
chen Anerkennung der islamischen Religion die politische Tagesordnung,
nicht zuletzt weil in allen drei L�ndern keine laizistische Trennung zwischen
Religion und Staat existiert. Beeinflusst wurde die konkrete Politik der st�dti-
schen Akteure zum einen durch die Beziehungen zwischen Staat und Religion
auf nationaler Ebene und zum anderen durch die religionspolitischen Leit-
bilder der lokalen Parteien.

Die Regierung in Berlin verfolgte breit angelegte Strategien der Teilhabe und
Anerkennung religi�ser Gruppen, da dies aufgrund der verf�gbaren Kompe-
tenzen als Bundesland m�glich war. So wurden institutionalisierte Kom-
munikationskan�le zu organisierten muslimischen Gruppen eingerichtet. Al-
lerdings wurde bei den Fragen der Anerkennung religi�ser Symbole im �ffent-
lichen Dienst (Kopftuch) seit 2001 eine – den regierenden linken Parteien
n�herliegende – neutral-laizistische Strategie verfolgt. Bereits 2000 scheiterte
vor dem Bundesverwaltungsgericht der Versuch des Senats, die Erteilung des
Religionsunterrichts an �ffentlichen Schulen durch die Islamische F�deration
zu verhindern (BverwG 6 C 5.99).

Fehlende kommunale Kompetenzen hemmten die Umsetzung einer spezifi-
schen Religionspolitik in Br�ssel und Barcelona. Es kamen Schwierigkeiten
bei der Einrichtung eines handlungsf�higen nationalen Vertretungsorgans der
muslimischen Minderheit hinzu. Das Fehlen eines legitimierten Verhand-
lungspartners behinderte in Br�ssel maßgeblich die Verwirklichung der for-
mal verankerten Gleichstellung des Islam auf lokaler Ebene (zum Beispiel
beim Religionsunterricht). Eine koh�rente Strategie in Br�ssel war auch des-
halb nicht erkennbar, weil sich frankophone und fl�mische Parteien �ber die
grunds�tzliche Orientierung der Religionspolitik – Laizismus oder Anerken-
nung im �ffentlichen Raum – nicht einigen konnten. In Barcelona waren
wichtige politische Akteure nicht gewillt, im Zuge der Debatte um die Gleich-
behandlung der Religionen die privilegierte Stellung der katholischen Reli-
gion in den �ffentlichen Institutionen in Frage zu stellen.

Integrationsdimension Sprache/Interkulturalisierung

In Br�ssel und in Barcelona pr�gte die Relevanz des Themas f�r autochthone
Sprachgruppen die Sprach- und Interkulturalisierungspolitik erkennbar. So
dominierte die politische Zielsetzung der Verbreitung der katalanischen Spra-
che alle eingesetzten Politikinstrumente in Barcelona – eine Zielsetzung, die
von allen politischen Akteuren geteilt wurde. Die Sprachpolitik in Br�ssel ver-
antworten die beiden Sprachgruppen getrennt; sie versuchten, auch auf die-
sem Gebiet der Integrationspolitik die jeweils eigene Position – Priorit�t f�r
die jeweilige Gruppenidentit�t – in der Stadt zu st�rken. Die Maßnahmen in
der Bildungs-, Sprach-, Verwaltungs- und Stadtteilpolitik bei den Franko-
phonen orientierten sich an einem universalistischen Leitbild, die der Flamen
an einem pluralistischen Leitbild. Beide Orientierungen f�rderten – indirekt
oder direkt – die eigene Machtposition. So st�rkte die Anerkennung unter-
schiedlicher Sprachidentit�ten im �ffentlichen Raum indirekt auch die fl�mi-
sche Minderheitsposition im stark frankophon gepr�gten Br�sseler Kontext.
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Kurz gefasst

Die Zunahme kultureller Hetero-
genit�t in europ�ischen St�dten
betrifft nicht zuletzt die politische
Integration in den B�rgerverband.
Auf diese Herausforderung wurde
in Barcelona, Br�ssel und Berlin in
den Jahren 1995 bis 2007 mit einer
Integrationspolitik reagiert, die
durch nationale und subnationale
Kompetenzverteilungen sowie kul-
turelle Konfliktlinien gepr�gt war.
Trotz unterschiedlicher institutio-
neller Kontexte der drei unter-
suchten St�dte l�sst sich in An-
s�tzen ein spezifisches Integra-
tionsparadigma erkennen, das die
kulturelle Differenz der Zuwanderer
im �ffentlichen Raum zwar aner-
kennt, gleichzeitig aber auch ver-
sucht, ein gemeinsames B�rger-
verst�ndnis zu st�rken.



In Berlin wurde die ethnisch-kulturelle Homogenit�t der �ffentlichen Verwal-
tung zunehmend als Problem wahrgenommen. Erste Ans�tze einer dezidierten
Politik der Interkulturalisierung wurden – wenn auch auf niedrigem Niveau –
umgesetzt.

Zusammenfassend l�sst sich feststellen, dass in Politikfeldern, in denen die
Kompetenzen auf nationaler Ebene liegen, eine eigenst�ndige kommunale Po-
litik kaum gemacht wird. Integration mag vor Ort stattfinden, wird aber
gr�ßtenteils nicht dort bestimmt. Dies gilt f�r weite Bereiche der politischen
Partizipation und teilweise im Bereich der Religionsbeziehungen. Existieren
sprachlich-kulturelle Konfliktlinien, dann spielt bei der konkreten Aus-
gestaltung der Integrationspolitik �berall dort, wo es m�glich ist, die St�r-
kung der autochthonen (Sprach-)Identit�t die zentrale Rolle.

Was l�sst sich hinsichtlich der paradigmatischen Verortung st�dtischer Politik
zwischen den Leitbildern des Universalismus und des Pluralismus abschlie-
ßend feststellen? Zwar lassen sich innerhalb einzelner Integrations-
dimensionen und in einzelnen St�dten gewisse Trends erkennen, aber in kei-
ner der untersuchten St�dte wurde von den politischen Akteuren ein ein-
heitliches Integrationsleitbild verfolgt. Nur bei den Sprachgruppen in Br�ssel
war in den ihnen offenstehenden Politikbereichen jeweils ein stark univer-
salistisches (Frankophone) bzw. pluralistisches (Flamen) Leitbild zu identifi-
zieren.

Aber selbst in Br�ssel l�sst sich bei der konkreten Ausgestaltung einzelner Ins-
trumente der Integrationspolitik eine Entwicklung beobachten, die in Berlin
bereits deutlich weiter fortgeschritten und auch in Barcelona ansatzweise vor-
handen ist. In der Kommunalpolitik ist eine Ausrichtung zu erkennen, die
nicht mehr widerspruchsfrei einer universalistischen oder einer pluralisti-
schen Ausrichtung zuzuordnen ist. So l�sen sich in allen drei St�dten die han-
delnden Akteure von Vorstellungen, die entweder die B�rger ohne Ber�ck-
sichtigung kultureller Differenzen behandeln (universalistisch) oder diese nur
vermittelt �ber organisierte Kollektive in den politischen Raum einbinden
(pluralistisch), und zwar in der Bildungs- und Sprachpolitik (Multi-
lingualisierung, besondere Sprachkurse), der Vereinsf�rderung zur Ein-
bindung in Kooperationsstrukturen, bei der Interkulturalisierung der Verwal-
tung und der Stadtteilpolitik.

Vielmehr entwickelt sich auf der kommunalen Ebene im Ansatz eine neue
Ausrichtung in der Integrationspolitik, die als (inter)kulturalistisch bezeich-
net werden kann. Ein solches Leitbild zeichnet sich dadurch aus, dass die kul-
turelle Differenz der zugewanderten B�rger zwar bei der Gestaltung des �f-
fentlichen Raums anerkannt und ber�cksichtigt wird, gleichzeitig aber ver-
sucht wird, diese Anerkennung im Rahmen der auf alle Stadtb�rger
gerichteten Politik zu erreichen und dadurch ein zwar kulturell heterogenes,
aber dennoch gemeinsames B�rgerverst�ndnis zu st�rken.
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